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Alle zwei Jahre tagt die GEW-Landesde-
legiertenkonferenz – kurz: LDK –, das
höchste Beschlussgremium der GEW.

Am 28. und 29. September war die „Nieder-
sachsenhalle“ des CCH in Hannover Ta-
gungsort für die rund 250 Delegierten. Es war
eine LDK in sehr guter Atmosphäre und mit
großer Geschlossenheit. Deutlich wurde dies
u.a. bei den Wahlen zum Geschäftsführenden
Vorstand (GV). Die Zustimmungsquoten lagen
zwischen 85 und 96 Prozent und spiegelten
damit die Zufriedenheit der Delegierten mit
ihrem GV wider. Frank Traffa, mit 35 Jahren
jüngstes und zugleich neu gewähltes GV-Mit-
glied, erhielt nur eine Gegenstimme und kam
auf ein prozentuales Ergebnis von 96,6 Pro-

zent. Alle Wahlergebnisse sind in der Tabelle
auf Seite 2 zu finden. 

Der GEW-Landesvorsitzende Eberhard
Brandt eröffnete die LDK und konnte eine Rei-
he von Gästen aus verschiedenen Organisatio-
nen begrüßen. An dieser Stelle seien Meinhard
Abel vom Niedersächsischen Städte- und Ge-
meindebund, Pascal Zimmer, Vorsitzender des
Landeselternrates, Hannovers Oberbürgermei-
ster Stephan Weil, Hartmut Tölle (DGB), Gitta
Franke-Zöllmer vom VBE sowie die Bildungs-
politikerinnen Frauke Heiligenstadt, Ina Korter
und Christa Reichwaldt stellvertretend ge-
nannt. Brandt bezeichnete dies als ein Zeichen
dafür, dass die GEW bildungspolitisch wichtige
Bündnispartner hat. 

Wichtige bildungspolitische 
Bündnispartner 

Zu den Gästen der LDK zählten auch die
ehemaligen GEW-Landesvorsitzenden Dr. Die-
ter Galas, Klaus Wilke, Richard Wilmers  und
Torsten Post sowie die früheren stellvertreten-
den Vorsitzenden Walter Gottschalk und Chri-
stian Mierke sowie der ehemalige LDK-Präside
Rudolf Kieslich. Worte des Danks fand der
Vorsitzende für die niedersächsische Presse,
deren Arbeit gerade in der Amtsperiode
2007/2009 für die GEW besondere Bedeutung
hatte: “In Presse, Funk und Fernsehen wurde
die Arbeit der GEW umfassend und fair darge-
stellt und kommentiert.  Bildungspolitik  wurde
zu einem landespolitischen Schlüsselthema.“

Landesregierung steckt i
n der Sackgasse

Das Thema Gesamtschule spielte bei dieser
LDK eine wesentliche Rolle. Eberhard Brandt

hatte dazu schon in seiner Eröffnungsrede aus-
geführt, dass die Landesregierung „bildungs-
politisch in der Sackgasse“ sei. Sie registriere
nicht, dass die Hauptschulen nicht aufrecht zu
erhalten seien. Sie registriere aber auch nicht,
dass landesweit viele Eltern und mit ihnen die
Kommunen auf die Einrichtung von Gesamt-
schulen drängten. Die geforderte Fünfzügigkeit
dürfe dabei kein Hinderungsgrund sein. Je
nach Standort müssten auch drei- oder vierzü-
gige Gesamtschulen möglich sein, wenn Eltern
und Schulträger dies so wollen. Der GEW-Lan-
desvorsitzende richtete in diesem Zusammen-
hang einen Appell an Ministerpräsident Wulff:
„Herr Wulff, kommen Sie aus dieser Sackgasse
heraus!“

Wichtige Beschlüsse gefasst. Rund 250 Delegierte nahmen an der GEW-Landesdelegiertenkonferenz in Hannover teil.
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„Die GEW hat gewichtige bildungspolitische
Bündnispartner“. Eberhard Brandt bei der
Eröffnung der LDK.

„Wir werden drei neue Gesamtschulen grün-
den“. Hannovers Oberbürgermeister Stephan
Weil bezeichnete Bildung als das Topthema.

GEW-Landesdelegiertenkonferenz tagt in der „Niedersachsenhalle“ Hannover

Große Geschlossenheit bei der LDK 2009
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Unterstützung gab es für diese Überlegun-
gen auch von DGB-Chef Hartmut Tölle. Tölle
erinnerte in seinem Grußwort  an das früher
geltende „Drei-Klassen-Wahlrecht“. „Dies gilt
jetzt noch im dreigliedrigen Bildungssystem
und es gehört auf den Müllhaufen der Ge-
schichte.“ Hartmut Tölle nahm auch zu der
Auseinandersetzung um die Freistellung von
Eberhard Brandt Stellung. Ministerpräsident
Wulff habe mit seiner „Wutrede“ nicht nur den
GEW-Landesvorsitzenden, sondern zugleich
alle Gewerkschaftsfunktionärinnen und -funk-
tionäre „diffamiert“.

Stephan Weil, Oberbürgermeister der Lan-
deshauptstadt („größter Schulträger des Lan-
des Niedersachsen“), betonte, es gebe keinen
Dissens zwischen der GEW und der Stadt Han-
nover. „Wir sind zu den gleichen Schlussfolge-
rungen gekommen.“ Bildung sei das Topthe-
ma. Alle Talente der jungen Leute müssten so
gut wie möglich gefördert werden. Die Stadt
sei deshalb mit ihren Grundschulen „im Ge-
spräch“. Sie wisse gut, was die Eltern wollen.
In einer Befragung unter den Grundschuleltern
– Teilnahmequote 75 Prozent – hätten sich
zwar 52 Prozent der Eltern für das Gymnasium
ausgesprochen. 40 Prozent aber wollten für ihr
Kind eine Gesamtschule. „Wir ziehen daraus
die Konsequenzen und richten drei neue Ge-
samtschulen ein“, rief der Oberbürgermeister
dazu aus. Eine Ansage, die lebhaften Beifall
auslöste.

Grußworte von Stephan Weil 
und Pascal Zimmer

Zum ersten Mal richtete ein Mitglied des
Landeselternrates ein Grußwort an die GEW.
Pascal Zimmer, Vorsitzender des LER, betonte
dabei: „Wir haben die gleichen Ziele.“ Er dank-
te allen Beschäftigten für ihre Arbeit an den
Schulen des Landes und beklagte zugleich die
äußeren Belastungsfaktoren für die Schülerin-
nen und Schüler. Schulen und Schulleitungen
müssten personell unterstützt werden. Das so-
genannte „Maßnahmebündel“ der Landesre-
gierung zur Gewinnung von Lehrerstunden ha-
be zu großer Schulunzufriedenheit beigetra-
gen. „Da gab es einen Stachel nach dem ande-
ren.“ Zimmer ging auch auf den dramatischen

Rückgang der Schülerzahlen an Hauptschulen
ein. Sie sei nicht durch „Beschönigung“ zu ret-
ten. Zur Lösung der bildungspolitischen Prob-
leme des Landes sollte ein „Bildungsgipfel“
eingerichtet werden, dem die wesentlichen
Verbände und Organisationen des Landes an-
gehören sollten.

Den Delegierten lag der umfassende Re-
chenschaftsbericht für die Amtsperiode
2007/2009 vor. Es ist üblich, dass der Vorsit-
zende diesen Bericht mündlich ergänzt. Schar-
fe Kritik übte Eberhard Brandt an der Landes-
regierung. Sie habe keinen Plan für die Gewin-

Erster Auftritt eines Landeselternratsvor-
stands vor einer LDK: Pascal Zimmer, Vorsit-
zender des LER, forderte einen „Bildungsgipfel“.

„Das dreigliedrige Schulwesen gehört auf den
Müllhaufen der Geschichte.“ Deutliche Worte
des DGB-Landesvorsitzenden Hartmut Tölle.

Wahlergebnisse: Wahlen zum 
Geschäftsführenden Vorstand

abgegebene Zustimmung
Funktion: gültige Stimmen ja nein Enth. in %
Vorsitzender
Eberhard Brandt 234 201 24 9 85,89
Stellv. Vorsitzende
Sabine Kiel 233 199 20 14 85,41
Stellv. Vorsitzender
Michael Strohschein 236 204 18 14 86,44
Schatzmeister
Bernd Rebens 231 219 8 4 94,8
Referat Beamten- und Angestelltenrecht
Silke Beu
Rüdiger Heitefaut 235 208 14 13 88,51
Referat Allgemeinbildende Schulen
Henner Sauerland 230 219 10 1 95,22
Referat Jugendhilfe und Sozialarbeit
Frank Traffa 235 227 1 7 96,6
Referat Ausbildung, Fortbildung,
Hochschule und Forschung
Rolf Heidenreich
Jürgen Köpke 216 189 16 11 87,5
Detlef Spindler
Referat Berufliche Bildung
Andreas Streubel
Ursula Holterhus 226 211 7 8 93,36
Fritz Hobel
Referat Gewerkschaftliche Bildung,
Mitgliederbetreuung und Werbung 
Richard Lauenstein 226 198 20 8 87,6
Referat Frauenpolitik
Wencke Hlynsdòttir
Ute Wiesenäcker 231 218 5 8 94,37

Übrige
Wahlen 2009

b) Mitglieder des Hauptvorstands
Sabine Kiel
Dieter Knutz

c) Schiedskommission
Frieder Nolte
Irmela Weinhardt
Günter Rogalinski

d) Haushaltkommission 
Erika Drenkelfort
Erwin Lörsch
Thomas Seifert
Ubbo Voss

Ferner sind die Schatzmeisterinnen und
Schatzmeister der Bezirksverbände qua
Amt Mitglied der HHK.
e) Kassenprüfer

Jürgen Herdt
Thomas Martin

f) Antragskommission
Frank Beckmann
Günter Beyer
Herbert Gehrke
Rüdiger Heitefaut
Friedhelm Hollmann
Günther Justen-Stahl
Elke Moeken
Jutta Nolte
Karin Truelsen

g) Präsidium
Günter Gross
Cordula Mielke



nung von Nachwuchs an Lehrkräften und Sozi-
alpädagogen. Notwendig sei eine Reform der
Lehrerausbildung mit dem Ziel einer gleichwer-
tigen Ausbildung für alle Lehrämter. Kein Lehr-
stuhl dürfe gestrichen werden. „Wir brauchen
dringend Tutorien an den Universitäten, damit
die Studierenden besser beraten werden kön-
nen. Die Attraktivität des Lehrberufes müsse
aber auch dadurch gestärkt werden, dass es A
13 für alle gebe. Ab 2011, so Brandt, werde
sich das Problem des Lehrermangels verschär-
fen und verwies dazu auf die Klemm-Studie.
Laut Prof. Klemm geht bis 2020 jede zweite
Lehrkraft in Pension. Gleichzeitig werden nicht
genügend Nachwuchskräfte ausgebildet. 

Attraktivität des 
Lehrberufes erhöhen

Mit Nachdruck trat Brandt dafür ein, die
Klassenstärken zu verringern. Hier müsse die
Landesregierung kurzfristig einen „Stufenplan“
zu entwickeln. Vor Journalisten nannte Brandt
dazu auch Zahlen: 20 Schüler pro Grundschul-
klasse, 25 in der Sekundarstufe I. In der Sekun-
darstufe II müsse es zu einer Verkleinerung der
Kurse kommen. Derzeit liegen die Klassen-
größen bei 28 in der Grundschule und bei 32 in
der Sekundarstufe I des Gymnasiums. Zudem
müsse die Unterrichtsverpflichtung aller Lehr-
kräfte der dem der Gymnasiallehrkräfte ange-
passt werden. 

Brandt ging erneut auf das Thema Gesamt-
schule ein und kritisierte die Hürden, die die
Landesregierung durch die Schulgesetznovel-
lierung gesetzt habe: „Es ist ein großer Erfolg,
dass 2009 dennoch 16 neue Gesamtschulen
errichtet wurden und dass 2010 voraussicht-
lich noch mehr Gesamtschulen dazukommen.“

Diese Regelungen – die geforderte Fünfzü-
gigkeit und das Turboabitur (G8) auch an Ge-
samtschulen – „müssen fallen“. In keinem an-
deren Bundesland gebe es G8 an Gesamt-
schulen. Wulff solle sich am hessischen Regie-
rungschef Koch orientieren. Auch das G8 an
Gymnasien stieße auf massive Kritik. Es führe
zu „Lernbulimie“: schnell lernen, schnell ver-
gessen. Eberhard Brandt griff auch das Prob-
lem der Umgestaltung der Landesschulbehör-
de auf und drückte seine Solidarität mit den
dort Beschäftigten aus. Es liege nicht an ihnen,
wenn die Organisation nicht klappt, sondern an
der chronischen Unterbesetzung der Landes-

schulbehörde. Benötigt werde eine Organisati-
onsstruktur mit vier Standorten. Personelle
Maßnahmen müssten von den Schulleitungen
wieder auf die Behörde rück übertragen wer-
den.

Die GEW habe innerhalb von zwei Jahren ih-
re Mitgliederzahl um 1.100 Mitglieder erhöht
und bei den Personalratswahlen ein Rekorder-
gebnis erzielt. Die wachsende Attraktivität der
GEW liege in ihrer Fähigkeit, die Interessenver-
tretung der Beschäftigten durch solidarisches
Handeln zu organisieren und zwar im Bündnis
mit anderen Bildungsorganisationen, Eltern
und Schülern: beim Arbeitszeitkonto, in den
Tarif- und Besoldungsrunden, in der Bildungs-
politik, bei Aktionen des Bildungsstreiks. Noch
nie habe es so viele große Demonstrationen in
Hannover und im ganzen Land gegeben wie in
den letzten zwei Jahren. „Das haben wir wieder
gelernt und wir sind bereit, uns auch kommen-
den Herausforderungen zu stellen!“, rief der
GEW-Landesvorsitzende aus.

Lange Debatte über 
die Gesamtschul-Strategie

Die Durchsetzung von „Integrierten Gesamt-
schulen ohne Wenn und Aber“ ist als Ziel in der

GEW Niedersachsen unumstritten. Eine länge-
re Debatte führte die LDK zu der von Eberhard
Brandt im Rechenschaftsbericht angesproche-
nen Strategiefrage: Wie kann erreicht werden,
dass Schulgesetz und Verordnungen entspre-
chend geändert werden? Einig waren sich die
Delegierten, dass die Aktionen der Gesamt-
schulen im Bündnis mit Eltern und Schüler-
schaft weiter unterstützt und mit anderen The-
men (Aktion „Kleine Klassen“, bessere Perso-
nalausstattung) verbunden werden müssen.

Umstritten war, ob die GEW ein Volksbegeh-
ren unterstützen kann, das von Gruppen von
aktiven Eltern und Lehrkräften vornehmlich an
den Gesamtschulschwerpunkten Hannover
und Braunschweig initiiert und voraussichtlich
im November gestartet wird. Die Inhalte des
jetzt vorliegenden Gesetzentwurfs entsprechen
den Vorstellungen der GEW: Erhalt des Modells
„Volle Halbtagsgrundschule“ – statt ihrer Ab-
schaffung –, Abitur an Gesamtschulen und
Gymnasien nach 13 Schuljahren – statt Turbo-
Abitur, 4-Parallelklassen als Mindestzügigkeit
von Gesamtschulen – statt 5-Zügigkeit. 

Diese Version des Gesetzentwurfs verbrei-
tert die Basis für das Volksbegehren. Sie wen-
det sich nicht nur an Gesamtschulen, sondern

Repräsentative Gästeliste. An der LDK nahmen u.a. Meinhard Abel vom Niedersächsischen Städte- und Gemeindebund, Pascal Zimmer, Vorsitzen-
der des Landeselternrates, Hannovers Oberbürgermeister Stephan Weil, Hartmut Tölle (DGB), Gitta Franke-Zöllmer vom VBE sowie die Bildungspoliti-
kerinnen Frauke Heiligenstadt, Ina Korter und Christa Reichwaldt teil. Zu den Gästen der LDK zählten auch die ehemaligen GEW-Landesvorsitzenden
Dr. Dieter Galas, Klaus Wilke, Richard Wilmers  und Torsten Post und die früheren stellvertretenden Vorsitzenden Walter Gottschalk und Christian Mier-
ke sowie der ehemalige LDK-Präside Rudolf Kieslich.

Referat Frauenpolitik neu besetzt: Wencke Hlynsdòttir (links) bildet zusammen mit Ute Wie-
senäcker das neue Leitungsteam. Sie ist 37 Jahre alt, hat an der Carl-von-Ossietzky-Universität in
Oldenburg das Lehramt GHS studiert und unterrichtet an der GS Nadorst in Oldenburg. Seit dem
GEW-Eintritt 1997 konnte sie in unterschiedliche Arbeitsschwerpunkte der Gewerkschaftsarbeit
(KV-Tätigkeiten als stellv. Vorsitzende, PR-Arbeit, LFA) Einblick nehmen. Inhaltlich zu Hause fühlt
sie sich in der Frauenpolitik und möchte u.a. dazu beitragen, dass die GEW weiblicher wird, indem
mehr Frauen am aktiven Gewerkschaftsleben teilnehmen und gezielt Funktionen übernehmen.
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ausdrücklich auch an die Gymnasien und
Grundschulen, die unter besseren Bedingun-
gen arbeiten wollen.

Die GEW stimmt also mit dem Inhalt des
Volksbegehrens vollständig überein.

Zu klären war die Fragen, ob die GEW in der
Fläche des Landes genügend Kraft hat,  Unter-
schriften zu sammeln und wie die Erfolgskrite-
rien zu definieren sind.

Vertreterinnen der Kreisverbände Hannover
und Braunschweig und der Fachgruppe Ge-
samtschulen plädierten vehement dafür, dass
Gliederungen der GEW das Volksbegehren un-
terstützen, wenn dafür vor Ort die Bedingun-
gen gegeben sind. Die aktiven Eltern und Kol-
legien dürften nicht von der GEW enttäuscht
werden. Dem schlossen sich weitere Kreisver-
bände an. Andere Kreisverbände und GEW-
Bezirke verwiesen darauf, dass es bei ihnen
bisher keine oder nur sehr wenige Gesamt-
schulen gibt und dass das Thema „Turbo-Abi-
tur an Gesamtschulen“ deshalb bei ihnen nicht
mobilisierungsfähig ist.  

Formal erfolgreich ist ein Volksbegehren,
wenn es von 10 Prozent der Wahlberechtigten
– das sind mehr als 600.000 – unterstützt wird.
Und zwar unter strengen Regeln, da die Unter-
schriften, von den  jeweils  zuständigen Ein-
wohnermeldeämtern geprüft werden müssen.
In der Diskussion wurde es nicht als realistisch
angesehen, diese Zahl an den nur wenigen Ge-

samtschulschwerpunkten zu erreichen. Als po-
litisch erfolgreich müssten bereits die enormen
Aktivitäten an den Gesamtschulschwerpunk-
ten angesehen werden, die mit der Sammlung
einiger zehntausend Unterschriften verbun-
den ist. 

Die Delegierten nahmen sich für die Behand-
lung dazu vorliegender Anträge viel Zeit. Die
Debatte wurde äußerst sachlich und mit allem
Ernst geführt. Pro- und Kontraargumente wur-
den vorgetragen. Zu den Gegenargumenten
zählten u.a. die Bindung der Organisation an
ein außergewerkschaftliches Projekt, die Frage
der finanziellen und personellen Ressourcen
und die Bindung der für andere Aufgaben
benötigten Kraft der GEW. In den Mittelpunkt
rückte dabei schließlich die Überlegung, nicht
als Mitträger des Volksbegehrens zu agieren,
es aber zumindest zu „unterstützen“.  Eine Be-
sonderheit: Als Gast erhielt der frühere GEW-
Landesvorsitzende Dieter Galas das Wort. Er
erläuterte den Weg zu einem Volksbegehren. 

Am Ende fasste die LDK mit breiter Mehrheit
diesen Beschluss: „Die LDK beschließt, dass
die GEW das Volksbegehren unterstützt. Der
Landesvorstand und die jeweiligen Unterglie-
derungen entscheiden jeweils, inwieweit sie
materielle und personelle Ressourcen zur Ver-
fügung stellen können.“ Nach der Einschät-
zung von Beobachtern ist mit diesem Be-
schluss zu „leben“; es handele sich sozusagen

um einen „Vorratsbeschluss“, der erst dann
zum Tragen komme, wenn tatsächlich ein
Volksbegehren auf den Weg gebracht wird.
Außerdem verbleibe dem Landesvorstand und
den Untergliederungen ausreichend Hand-
lungsspielraum.

Wahlen zum GV 
mit hohen Quoten

Keine Überraschungen gab es bei den Wahl-
en zum Geschäftsführenden Vorstand sowie für
die anderen Gremien. Eberhard Brandt als wie-
der gewählter Landesvorsitzender verbesserte
sein Ergebnis gegenüber 2007 um mehr als 12
Prozentpunkte. Auch die übrigen GV-Mitglieder
wurde mit hohen Stimmenanteilen gewählt.
Neu im GV sind die Kollegin Wencke Hlynsdòttir
(Referat Frauenpolitik im Team mit Ute Wie-
senäcker) und Frank Traffa (Referat Jugendhilfe
und Sozialarbeit). Neu gewählt wurde Richard
Lauenstein (Referat Gewerkschaftliche Bildung,
Mitgliederbetreuung und Werbung). Als Ge-
werkschaftssekretär und Pressesprecher ist
Lauenstein bisher schon qua Amt Mitglied des
GV gewesen, allerdings ohne Stimmrecht, das
ihm als Referatsleiter nunmehr zusteht.

Ausgeschieden ist Hans Lehnert, der bislang
das Referat Gewerkschaftliche Bildung, Mit-
gliederbetreuung und Werbung geleitet hatte.
Er hatte dieses Amt neben seiner Tätigkeit als
GEW-Geschäftsführer seit 1997 inne und wur-
de mit einer standing ovation verabschiedet.

Dass der Kassenbericht, den Schatzmeister
Bernd Rebens vortrug, ebenso angenommen
wurde wie der Haushalt für die Jahre 2010/
2011, soll abschließend angemerkt werden.
Dank der souveränen Leitung durch das Präsi-
dium sowie der Unterstützung der Antrags-
kommission gelang es das gesamte Antrags-
paket zu bearbeiten und in Beschlüsse umzu-
setzen, die nun die Arbeit der GEW für die
nächsten zwei Jahre bestimmen.
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Mit einer standing ovation verabschiedet. Hans Lehnert, seit 1997 Leiter des Referates Gewerk-
schaftliche Bildung, Mitgliederbetreuung und Werbung, kandidierte nicht wieder.

Immer den Überblick behalten und nie den Humor verloren: Das Präsidium mit Angelika Cam-
pen, Günter Gross und Cordula Mielke.

Frank Traffa: Neuer Leiter des Referates Ju-
gendhilfe und Sozialarbeit. Kollege Traffa, 34,
ist Betriebsratsvorsitzender des Hauses der
Lebenshilfe Uelzen GmbH und dafür freige-
stellt von der Tätigkeit im Berufsbildungsbe-
reich der Werkstatt für behinderte Menschen
(WfbM).  Er ist seit vier Jahren in der GEW 
und dort  bisher in der AG Jugendhilfe und
Sozialarbeit sowie in der Tarifkommission So-
zial- und Erziehungsdienst aktiv gewesen.
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Das diesjährige Antragspaket war der
Kürze der Veranstaltung geschuldet im
Umfang schlank gehalten, inhaltlich je-

doch durchaus von Gewicht und gut für kon-
troverse und lebhafte Debatten. In mehreren
Fällen bewirkte die Diskussion, dass dem Vo-
tum der Antragskommission nicht gefolgt
wurde. Diese nahm es sportlich und zum An-
lass, ihre Empfehlungen zukünftig umfassen-
der begründen zu wollen. Alle beschlossenen
Anträge werden in der abgestimmten Fas-
sung auf der Homepage der GEW Nieder-
sachsen zu finden sein. An dieser Stelle des-
halb nur ein Rückblick auf einzelne Bera-
tungsergebnisse.

Weiterentwicklung 
des Bildungssystems

Die Debatte um den zentralen Antrag aus
dem Bereich Bildungspolitik „Die zukunfts-
fähige Weiterentwicklung des Bildungssy-
stems durch eine regionale Bildungsplanung
gestalten“ zeigte die Sorge, wie eine gelun-
gene Balance zwischen regionaler und zen-
traler Bildungsplanung gefunden werden
kann. Insbesondere Delegierte aus ländli-
chen Regionen befürchteten, dass eine Ver-
lagerung der Entscheidungen auf Schulträ-
ger nicht immer zu dem Bildungsangebot
führen könnte, das die GEW wünscht. Vor
dem Hintergrund, dass gesetzliche Änderun-
gen der Schulentwicklungsplanung ins Haus
stehen, entschied der Antragsteller, den
Antrag zunächst zurückzuziehen und die
Diskussion in den Untergliederungen fortzu-
setzen.

Als Richtung weisender Antrag zum Thema
Inklusion wurde der Antrag „Die inklusive
Schule – eine Schule für Alle“ beschlossen,
der einen Leitfaden für die Umsetzung der
Konvention zum Schutze der Menschenrech-
te von Menschen mit Behinderung in Schulen
enthält. Beschrieben werden die notwendi-
gen Schritte zu einer inklusiven Schule sowie
die erforderlichen sächlichen und personellen
Ressourcen, die benötigten Unterstützungs-
systeme und Qualifizierungsmaßnahmen. 

Nachfragen und Erläuterungsbedarf hatten
die Delegierten bei dem Antrag „Skizze für ei-
ne andere SEK II“ der Fachgruppe Gymnasi-
en. Auch wenn deutlich wurde, dass die
Fachgruppe hiermit ein Konzept vorlegte, das
sicherlich der weiteren Bearbeitung und Kon-
kretisierung – auch unter Einbeziehung der
Berufsbildenden Schulen – bedarf, erhielt der
Antrag eine große Mehrheit. Zustimmung gab
es weiterhin für Anträge zu den Themen Zen-
tralabitur, Erhalt der Allgemeinbildung in der
Hauptschule, Curricula und Gender, Gewalt
an Schulen sowie zum Verzicht auf Leistungs-
tests. Unterstützt wurde auch die UN-Emp-
fehlung zur Beseitigung der Diskriminierung
der Frau.

Gestaltungsmacht in der 
Tarif- und Beamtenpolitik

Im Antragspaket Beamten- und Angestell-
tenpolitik gab es eine breite Unterstützung
für Anträge, die sich mit der Weiterentwick-
lung der Gestaltungsmacht der GEW in der
Tarif- und Beamtenpolitik befassten, die die
Aufhebung des Einstellungsstopps für
Schulsozialarbeit und Schulassistenz forder-
ten und für eine Ausweitung der Sabbatjahr-

regelungen eintraten. Keine Mehrheit fand
ein Antrag der Fachgruppe Nichtlehrendes
Schulpersonal, der eine Änderung der Ar-
beitszeitregelung für Pädagogische Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter an Förderschulen
forderte. Der Vorschlag, für diese Gruppe ei-
ne an der Arbeitszeitverordnung von Lehr-
kräften orientierte Arbeitszeit in Höhe von 33
Unterrichtsstunden zu fordern, bedarf einer
genaueren arbeitsrechtlichen Bewertung, mit
der sich das zuständige Referat noch zu be-
fassen haben wird. Zugestimmt wurde An-
trägen, die eine Anpassung der Besoldung
und Unterrichtsverpflichtung für Fachpraxis-
lehrkräfte sowie eine Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen für Lehrkräfte an Berufs-
bildenden Schulen forderten. Ebenso un-
strittig waren Anträge zur besseren Freistel-
lung von Frauenbeauftragten und Schulper-
sonalräten, gegen den Personalabbau in der
Landesschulbehörde sowie die Forderung,
in der Weiterbildung keine Beschäftigung
unter Mindestlohn zuzulassen.

Beitragsfreiheit für 
Auszubildende und Studierende

Kontroversen gab es um die beitragsfreie
Mitgliedschaft für Auszubildende und Studie-
rende pädagogischer Berufe. Die Delegierten
erteilten einem Änderungsantrag des Bezirks-
verbandes Lüneburg, der gefordert hatte,
zunächst ein Konzept zu entwickeln und die
entstehenden Kosten zu erheben, eine Abfuhr
und machte damit den Weg frei für die Bei-
tragsfreiheit. Darüber hinaus beschloss die
LDK Maßnahmen für eine gezielte Mitglieder-
werbung. Die Nachwuchsgewinnung soll
außerdem durch bessere Studienbedingun-
gen, attraktivere Arbeitsbedingungen, durch

Erleichterungen beim Berufseinstieg und
durch eine bessere Bezahlung gefördert wer-
den.

Als weitere Dringlichkeitsanträge wurden
Anträge zur Einführung des Girokontenerlas-
ses, zur geplanten Umstrukturierungen der
Realschule, zur Einrichtung einer Kommission
„Courage gegen Rechts“ sowie zur Wieder-
einrichtung der Landeszentrale für politische
Bildung verabschiedet. Außerdem sandten
die Delegierten eine Solidaritätsadresse nach
Bremen, wo streikende Beamtinnen und Be-
amte durch Disziplinarmaßnahmen bedroht
sind. CORDULA MIELKE

Antragsberatungen der LDK 2009

Gelegentlich kontrovers,
aber durchaus konstruktiv

Anträge, Dringlichkeitsanträge und Änderungsanträge eingeordnet, bewertet und Empfeh-
lungen formuliert: Die Antragskommission leistete – wie immer – wichtige Arbeit bei der
Beschlussfassung.

Jürgen Landgraf
Hannover
geb. 28.02.1938
gest. am 23.07.2009
Barbara Eysen
Otterndorf
geb. am 19.05.1925
gest. 30.08.2009
Friedrich Stock
Osnabrück
geb. am 18.12.1939
gest. am 03.09.2009
Gerhard Lamers
Hannover
geb. am 24.05.1947
gest. am 06.09.2009

Manfred Corswandt
Lüneburg
geb. am 12.07.1953
gest. am 12.09.2009
Christina Hoffrichter
Wolfenbüttel
geb. am 23.05.1954
gest. am 13.09.2009
Gertrud Pfeifer
Hannover
geb. am 20.07.1920
gest. am 15.09.2009

Unseren Toten
zum Gedächtnis
Wir werden ihr Andenken stets

in Ehren halten.
Gewerkschaft

Erziehung und Wissenschaft
Landesverband Niedersachsen
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Als nach der Vereinigung der beiden deut-
schen Staaten die „Vorläufige Niedersächsi-
sche Verfassung“ vom 13. April 1951 im
Jahre 1993 durch die „Niedersächsische
Verfassung“ (NV) ersetzt wurde, hat der Ver-
fassungsgeber plebiszitäre Elemente in die
Verfassung aufgenommen: Volksinitiative
(Art. 47), Volksbegehren (Art. 48), Volksent-
scheid (Art. 49). Einzelheiten hierzu regelt
das „Volksabstimmungsgesetz“ vom 
23. Juni 1994. Bevor ein Volksbegehren
(und der danach ggf. folgende Volksent-
scheid) erfolgreich ist, müssen hohe 
Hürden überwunden werden.

Im Rahmen einer „Volksinitiative“ können
70.000 in Niedersachsen zum Landtag
wahlberechtigte Bürgerinnen und Bürger

verlangen, dass sich der Landtag mit be-
stimmten Gegenständen der politischen Wil-
lensbildung befasst. Die dazu erforderlichen
Unterschriften müssen innerhalb eines Jahres
gesammelt werden. Ob die genannte Anzahl
von Unterschriften erreicht worden ist, stellt
der Landeswahlleiter fest. Bevor sich das
Parlament mit der Volksinitiative befasst, wer-
den die Initiatoren im zuständigen Ausschuss
des Landtages angehört. Danach fasst der
Landtag zum Gegenstand der Initiative einen
Beschluss, womit das Verfahren beendet ist. 

Volksbegehren ist 
das schärfere Schwert

Im Bildungsbereich haben bislang zwei
Volksinitiativen das erforderliche Quorum von
70.000 Unterschriften erreicht oder sogar
überschritten. Die im Jahr 1995 von Mitglie-
dern des Landeselternrates gestartete Initiati-

ve für die „Verbesserung und langfristige Si-
cherstellung der Unterrichtsversorgung“ wur-
de von mehr als 130.000 Bürgerinnen und Bür-
gern unterstützt. Mehr als 160.000 Unter-
schriften erreichte die Volksinitiative für „Lern-
mittelfreiheit und freie Schülerbeförderung“
aus dem Jahre 2004. Der vom Landtag gefas-
ste Beschluss entsprach in beiden Fällen aber
nicht den Erwartungen der Initiatoren. Keine
70.000 Unterschriften erreichte die Volksinitia-
tive für ein „gebührenfreies Studium und Teil-
zeitstudium“ (2003). Erfolglos blieben auch die
Volksinitiativen zur „Rücknahme der Recht-
schreibreform“ (2004) und zur „Verbesserung
der Unterrichtsqualität“ (2007), mit der die
Klassenobergrenzen gesenkt werden sollten.

Mehr als 600.000 Unterschriften
werden gebraucht

Erheblich höhere Hürden sind für ein
„Volksbegehren“ zu überwinden, das aber
auch im Vergleich zur Volksinitiative das
schärfere Schwert ist. Ein Volksbegehren
kann darauf gerichtet sein, „ein Gesetz im
Rahmen der Gesetzgebungsbefugnis des
Landes zu erlassen, zu ändern oder aufzuhe-
ben“ (Art. 48 Abs. 1 NV). Ausgenommen sind
allerdings Gesetze über den Landeshaushalt,
über öffentliche Abgaben sowie über Dienst-
und Versorgungsbezüge. Dem Volksbegehren
muss ein ausgearbeiteter, mit Gründen verse-
hener Gesetzentwurf zugrunde liegen. Die
Begründung muss auch die Kosten benen-
nen, die bei Annahme des Gesetzes entste-
hen würden.

Nachdem die Initiatoren dem Landeswahl-
leiter angezeigt haben, dass sie Unterschrif-
ten für ein Volksbegehren sammeln wollen,

haben sie binnen eines halben Jahres als Vo-
raussetzung für die Beantragung der Zuläs-
sigkeit des Volksbegehrens 25.000 Unter-
schriften nachzuweisen. Unterschreiben darf,
wer zur Wahl des Landtags berechtigt ist, also
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, das
18. Lebensjahr vollendet hat und seit drei Mo-
naten in Niedersachsen wohnt. Die Entschei-
dung über die Zulässigkeit des Volksbegeh-
rens trifft die Landesregierung. Fällt sie nega-
tiv aus, kann dagegen der Staatsgerichtshof
angerufen werden. Das Volksbegehren ist er-
folgreich, wenn es binnen eines halben Jah-
res nach Feststellung der Zulässigkeit von
mindestens 10 Prozent der Stimmberechtig-
ten unterstützt wird. Das bedeutet, dass in
dieser Zeit etwas mehr als 600.000 gültige
Unterschriften gesammelt werden müssen.
Maßgebend ist die Zahl der Wahlberechtigten
bei der letzten Landtagswahl.

Nach Überwindung der 10-Prozent-Hürde
ist der Niedersächsische Landtag am Zuge.
Er kann nämlich den mit dem Volksbegehren
vorgelegten Gesetzentwurf beschließen. Tut
er das nicht, findet darüber ein „Volksent-
scheid“ statt. Dazu kann der Landtag dem
Volk einen eigenen Gesetzentwurf zur Ent-
scheidung mit vorlegen. Durch Volksent-
scheid ist ein Gesetz beschlossen, „wenn die
Mehrheit derjenigen, die ihre Stimme abgege-
ben haben, jedoch mindestens ein Viertel der
Stimmberechtigten, dem Entwurf zugestimmt
hat“ (§ 33 Abs. 1 NVAbstG).

Das KiTaG-Volksbegehren 
von 1999 war erfolgreich

Seit Einführung der plebiszitären Elemente
in die Niedersächsische Verfassung im Jahre
1993 hat es in Niedersachsen sieben Volks-
begehren gegeben, von denen nur ein einzi-
ges die 10-Prozent-Hürde überwunden hat.
Im Jahre 1997/98 scheiterte das Volksbegeh-
ren „WIR gegen die Rechtschreibreform“.
Dafür konnten die Initiatoren nur knapp
280.000 Unterschriften sammeln. Das Volks-
begehren „Sicherstellung der Unterrichtser-
teilung an den öffentlichen Schulen“
(2002/03) konnte nicht einmal die Zulas-
sungsschwelle überwinden. Dass für den vor-
gelegten Gesetzentwurf („Der in den Stun-
dentafeln vorgesehene Unterricht ist zu ertei-
len“) lediglich 2.174 Unterschriften aufgebo-
ten wurden, hängt mit Sicherheit damit zu-
sammen, dass die Initiatoren Mitglieder der
rechtsextremen Partei der „Republikaner“
waren. Erfolgreich war dagegen das ab 1999
durchgeführte Volksbegehren zum vollständi-
gen Erhalt des Kindertagesstättengesetzes
(KiTaG), das sich wegen einer negativen Ent-
scheidung der Landesregierung die Zulässig-
keit vor dem Staatsgerichtshof erkämpfen
musste. Unter dem Motto „Keine Kürzung bei
den Kurzen“ gelang einem breiten Bündnis
aus Interessengruppen, Vereinen, Verbänden,
Kirchen, Gewerkschaften und Eltern, mehr als
690.000 Unterschriften zu sammeln. Zu den
Initiatoren gehörte seinerzeit auch eine von
der GEW entsandte Vertreterin. 

Ein Volksentscheid ist damals deshalb
nicht erforderlich geworden, weil der Landtag
sich die Forderungen des Volksbegehrens zu
Eigen gemacht hat. Die übrigen vier Volksbe-
gehren betrafen nicht den Bildungsbereich.

DIETER GALAS

Volksinitiative, Volksbegehren, Volksentscheid

Hohe Hürden für ein
Volksbegehren

Auftritt vor der LDK als Gast. Der frühere GEW-Landesvorsitzende Dr. Dieter Galas erläuterte den
Verfahrensweg zum Volksbegehren.
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Kein Wischen, kein Wienern, kein
Wachsen: Viele Schulen in Nieder-
sachsen bleiben in den kommenden

Wochen ungeputzt. Grund ist ein Streik der
Reinigungskräfte. Denn sie bangen um ihren
Lohn. Reinigungsfirmen in Niedersachsen
haben angekündigt, den Stundenlohn ex-
trem drücken zu wollen – stellenweise sogar
auf 6,50 Euro. „Das ist Dumping pur. Das ist
ein Hungerlohn“, sagt Eckhard Stoermer
von der Gebäudereiniger-Gewerkschaft IG
BAU in Niedersachsen. Wenn eine Reini-
gungskraft einen Klassenraum oder das
Lehrerzimmer putzt, verdient sie heute 8,15
Euro pro Stunde. „Selbst das ist viel zu ma-
ger“, so Stoermer.

Jetzt will es die Gewerkschaft wissen: Die
IG BAU kämpft für ein Lohn-Plus von 8,7 Pro-
zent. „Die Arbeitgeber schalten aber auf stur.
Mit einem knallharten ‚Nein’ haben die ‚Sau-
ber-Bosse’ die Tarifverhandlungen an die
Wand gefahren“, sagt Niedersachsens IG
BAU-Regionalleiter Stoermer. Jetzt bleibe nur
noch ein Ausweg: der Streik. Mit ihm will die

IG BAU Druck auf die Chefetagen der Gebäu-
dereiniger-Branche ausüben.

Von der Grundschule bis zur Berufsschule
– in einem Großteil der niedersächsischen
Klassenzimmer stehen die Besen im Herbst
deshalb still. „Wir bauen dabei auf das Ver-
ständnis der Schüler, auf die Solidarität der
Lehrerinnen und Lehrer und auf die Unterstüt-

zung der Eltern. Es geht hier nämlich um eine
ganz existentielle Frage: Darum, ob die Men-
schen, die Tag für Tag unsere Schulen putzen,
von ihrer Arbeit auch leben können ...“, so
Eckhard Stoermer.

Es sei deshalb notwendig, den Branchen-
Bossen der Gebäudereinigung deutlich zu
machen, dass Reinigungskräfte einen fairen
Lohn verdient hätten. „Per Brief, Fax, Mail
oder Anruf können die Klassen, Eltern und
Lehrerkollegien hier helfen: Den Reinigungs-
unternehmen muss klar werden, dass ihr
Lohngeiz zu massiven Protesten führt – und
zwar in ganz Niedersachsen“, sagt IG BAU-
Regionalleiter Eckhard Stoermer. Adressen
von niedersächsischen Reinigungsfirmen
sind bei der IG BAU zu bekommen: 0511 /
70076 – 0.

Im Herbst rollt ein Putz-Streik auf Niedersachsens Schulen zu. Die Gebäudereiniger-
Gewerkschaft IG BAU appelliert an Schülerinnen und Schüler, Lehrerkollegien und Eltern: „Unter-
stützt die Reinigungskräfte – protestiert bei den Bossen der Gebäudereinigungsunternehmen ge-
gen Hungerlöhne.“

F
o

to
: P

et
ra

 B
er

g
er

 / 
IG

 B
A

U

Putz-Streik

„Schmutziger Herbst“ für
Niedersachsens Schulen

40 Jahre 
in der GEW

Zum 40-jährigen GEW-Jubiläum gratulie-
ren wir im Oktober folgenden Kolleginnen
und Kollegen und danken für ihre lang-
jährige Mitgliedschaft:
Eva-Maria Bensch (Rastede), Ursula Blu-
me (Bad Zwischenahn), Herman Eimter-
bäumer (Auhagen), Wilfried Erdmann
(Langelsheim), Birgit Fichner (Aurich), Sa-
bine Forster (Neustadt), Wolfgang Hart-
mann (Obernkirchen), Silke Hemke (Sta-
de), Elfriede Heumann (Buchholz), Barba-
ra Kathrin Hoppe (Worpswede), Karin Ih-
nen (Hage), Irene Jedamzik (Meppen), Rolf
Kaube (Hambergen), Maria Kirsch (Lilien-
thal), Martha-Maria Kluge (Südergeller-
sen), Johannes Kolb (Hildesheim), Lotte
Kortmann (Clausthal-Zellerfeld), Karl-Pe-
ter Krebsfänger (Bokel), Hajo Meyer
(Tarmstedt), Rolf Meyer (Hermannsburg),
Jürgen Menge (Herzberg), Eberhard Neu-
gebauer (Sulingen), Kurt Oppermann
(Braunschweig), Ulrich Rautenberg (Ol-
denburg), Elisabeth Ritter (Hameln), Wolf-
gang Sommerfeld (Osterode), Frauke Suhr
(Lehrte), Ingo Suhr (Lehrte), Dietmar Völ-
kers (Burgwedel), Klaus Wasmund (Berlin),
Ingrid de Winter (Wymeer), Hans-D.
Zeuschner (Lüneburg).
Unser Dank gilt außerdem allen Kollegin-
nen und Kollegen, deren Mitgliedschaft
sich in diesem Monat zu einem weiteren
Jahr rundet.

Mechthild Bahlmann (Damme), Norbert Bern-
holt (Göttingen), Dagmar Bloch (Langenha-
gen), Evita Bögenhold (Bad Zwischenahn),
Regina Bose (Braunschweig), Freia Mikus-
Bühring (Oldenburg), Wilfried Diekmann (Bad
Fallingbostel), Andreas Heymann (Salzgitter),
Joachim Hickisch (Rotenburg), Klaus-Dieter
Hildebrandt (Friesoythe), Hanna Holl (Melle),
Monika Ilsemann (Hannover), Juliane Ische-
Thoms (Balge OT Mehlbergen), Sabine Ja-
cobs-Mansfeld (Wenzendorf), Ursula Jandt
(Friedland), Gundel Kauffmann (Oldenburg),
Karin Kegel (Braunschweig), Martina Keune
(Salzgitter), Waltraud Kiepe (Emden), Sabine
Klages (Quernheim), Karin Kuhn (Wunstorf),

Kathrine Lundt (Neustadt), Hilde Lange (Ol-
denburg), Ruth Loveland (Wolfenbüttel), Hans
Georg Meyer (Hannover), Georg Meyer (Ve-
chelde), Christiane Missal (Osnabrück), Ute
Narten (Wunstorf), Karin Otto (Hessisch Ol-
dendorf), Annegret Reuter (Oldenburg), Jür-
gen Rogalsky (Braunschweig), Birgit Rusch-
Niebergall (Lehrte), Jean Säfken (Rastede),
Hüseyin Sarigül (Rotenburg), Gabriele Schrö-
der (Sehnde), Christina Schulz (Hildesheim),
Margarita Stirling (Bovenden), Christine
Thomsen (Oldenburg), Ursula Wachter (Wol-
fenbüttel), Gunther Wandtke (Krummhörn),
Margarete Weiler (Thisted), Detlef Zimmer-
mann (Hildesheim).

25 Jahre in der GEW
Zum „Silbernen“ GEW-Jubiläum gratulieren wir im Oktober folgenden Kolleginnen und Kolle-
gen und danken für ihre langjährige Mitgliedschaft:
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„Niedersachsen darf nicht länger das Atom-
klo der Republik sein“, fordert der nieder-
sächsische IG Metall-Bezirksleiter Hartmut
Meine. Gemeinsam mit ver.di-Landesleiter
Siegfried Sauer erklärt er, weshalb der Aus-
stieg aus der Atomkraft längst überfällig ist –
nicht nur in Niedersachsen.

Die Atommülldebatte und die Diskussion
um verlängerte Laufzeiten der Atom-
kraftwerke bewegen in Niedersachsen

viele Kolleginnen und Kollegen. Das gesell-
schaftliche Konfliktpotenzial ist ganz erheb-
lich. Zwei Drittel der Bevölkerung lehnen nach
einer von Greenpeace in Auftrag gegebenen
Umfrage eine Laufzeitverlängerung der 17 in
Deutschland im Betrieb befindlichen Atom-
kraftwerke ab. Dennoch diskutieren CDU und
FDP darüber, die Laufzeit der Atomkraftwerke
zu verlängern. An den Börsen werden schon

wieder Wetten auf eine Renaissance der
Atomenergie nach der Bundestagswahl am
27. September abgeschlossen. Die Atomlob-
byisten rennen der schwarz-gelben Politik die
Türen ein. Sie wollen ihre Pfründe sichern und
spielen dabei mit den Sicherheitsbedürfnissen
der Menschen. Dagegen wehrt sich der „Nie-
dersachsenaufruf gegen Atomkraft“, den wir
zusammen mit Politikerinnen und Politikern
initiiert haben.

Gleichzeitig versinkt Niedersachsen im
Atommüll. Gorleben, Asse und Schacht Kon-
rad sind genug. Kein Tag vergeht ohne neue
Hiobsbotschaften. Die rund 126.000 Fässer
mit schwach- und mittelradioaktiven Abfällen
in der Asse drohen abzusaufen. Was für alle
Zeiten sicher sein sollte, scheitert nach dreißig
Jahren. Zeugen haben im parlamentarischen
Untersuchungsausschuss berichtet, dass
dreimal mehr Plutonium in der Asse lagert als
bisher von den Verantwortlichen angegeben.
In tausenden Fässern lagern mindestens 28
statt neun Kilogramm Plutonium. Trotz nicht
enden wollender Störfälle in deutschen Atom-
kraftwerken verweigert das niedersächsische
Umweltministerium eine Überprüfung der
Atomaufsicht durch die Internationale-Atom-
energie-Organisation.

Ministerpräsident Christian Wulff hält am
Endlagerstandort Gorleben fest, obwohl mitt-
lerweile klar ist, dass die Erkundungen in Gor-
leben unter den CDU-Regierungen gegen den
wissenschaftlichen Rat begonnen wurden.
Die Risiken für die Bevölkerung scheint er da-
bei zu ignorieren. Niedersachsens Umweltmi-
nister Hans-Heinrich Sander (FDP) bietet auf
dem Entsorgungsmarkt sogar weitere Atom-
müllstandorte in Niedersachsen an.

Die Anti-Atom-Kundgebung in Berlin am
5. September hat eindrucksvoll gezeigt, dass
die Menschen die weitere Nutzung der Atom-

kraft ablehnen und eine andere Politik wollen.
Der Ausstieg aus der Atomenergie und der
Umstieg auf regenerative Energien sind längst
überfällig. Die Atomenergie ist eine rückwärts-
gewandte und veraltete Technologie. Es be-
darf eines Umdenkens und innovativer Ideen
zur Stärkung der erneuerbaren Energien. Eine
Verlängerung der Restlaufzeiten der Atom-
kraftwerke würde diesen Umstieg gefährden
und den Kraftwerksbetreibern weitere Millio-
nengewinne bescheren. Geld, das wesentlich
sinnvoller in die Forschung und Entwicklung
alternativer Energiegewinnung investiert wer-
den könnte.

Vor diesem Hintergrund haben wir als Ge-
werkschafter zusammen mit Politikern in Nie-
dersachsen eine Allianz gegen Atomkraft initi-
iert. Ziel dieser Allianz ist es, zu verhindern,
dass Niedersachsen zu einem schwarz-gel-
ben Atommüllfass wird. Wenn die Politik die
Interessen der Menschen ignoriert und zu-
sätzlich nachfolgende Generationen gefähr-
det, müssen wir uns zur Wehr setzen. Alle
Atomkraftgegner sind aufgefordert, sich an
der „Unterschriftenaktion gegen Atom“ zu be-
teiligen. Ein breites Bündnis der Gesellschaft
tritt dafür ein, dass am Atomausstieg nicht
gerüttelt werden darf. GewerkschafterInnen,
Betriebs- und Personalräte, PolitikerInnen,
Kulturschaffende und SportlerInnen sind auf-
gerufen, sich an der laufenden Unterschriften-
aktion zu beteiligen.

Energiepolitik

Allianz gegen Atomkraft

Hartmut Meine, 57, IG Metall-Bezirksleiter Niedersachsen und Sachsen-Anhalt, und Siegfried
Sauer, 55, ver.di-Landesleiter Niedersachsen-Bremen, haben gemeinsam mit vier PolitikerInnen
von SPD und Grünen Anfang September den „Niedersachsen-Aufruf gegen Atomkraft“ initiiert.
www.niedersachsen-gegen-atomkraft.de
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Kein Ausstieg
aus dem Ausstieg
Im Atomkonsens hat die rot-grüne Bun-

desregierung im Jahr 2000 den sukzessi-
ven Ausstieg Deutschlands aus der Atom-
kraft mit den Betreibergesellschaften ver-
traglich geregelt. Auf Grundlage des Ver-
trags wurde 2002 das Atomgesetz novel-
liert.

Die große Koalition aus SPD und
CDU/CSU konnte sich nicht auf eine ein-
heitliche Position zur Kernenergie einigen.
Im Koalitionsvertrag von 2005 ist das Fort-
bestehen der von Rot-Grün getroffenen Re-
gelung vereinbart worden.

Im Falle eines Wahlsieges bei der Bun-
destagswahl wollen CDU/CSU und FDP
den Atomausstieg zur Disposition stellen.
SPD, Grüne und die Linke stehen weiter
zum Ausstieg.

Die DGB-Gewerkschaften tragen den
Atomkonsens mit. Auf dem letzten DGB-
Kongress 2006 beschlossen sie: „Der DGB
trägt die bisherigen Beschlüsse des Ener-
giekonsenses zum langfristigen Ausstieg
aus der Kernenergie mit. Die Endlagerung
der radioaktiven Abfälle ist in nationaler Ver-
antwortung von der Bundesregierung zu-
sammen mit der Atomwirtschaft in dieser
Legislaturperiode einer Lösung zuzu-
führen.“

Welchen Energiemix die Gewerkschaften
für die Zukunft wollen, hat der DGBBundes-
vorstand im März in den „Energiepoliti-
schen Thesen des DGB“ festgehalten.
www.einblick.dgb.de

50 Jahre 
in der GEW

Zum 50-jährigen GEW-Jubiläum gratulieren wir
im Oktober folgenden Kolleginnen und Kolle-
gen und danken für ihre langjährige Mitglied-
schaft:
Margit Flömer (Bremen), Egmont B. Hoffmann
(Hipstedt), Sigrid Peters (Rotenburg), Peter
Pfeil (Coppenbrügge), Rolf Owczarski (Helm-
stedt), Suntke Reents (Varel), Elfriede Schmal-
haus (Salzgitter), Annelies Schwederski (Bever-
stedt), Jürg Voßberg (Stade).
Unser Dank gilt außerdem allen Kolleginnen
und Kollegen, deren Mitgliedschaft sich in die-
sem Monat zu einem weiteren Jahr rundet.
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Die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner fordern den 
Ausstieg aus der Atomenergie.

Während an den Börsen schon wieder Wetten auf eine Renais-
sance der Atomenergie abgeschlossen werden, versinkt Nieder-
sachsen im Atommüll. Gorleben, Asse und Schacht Konrad sind ge-
nug. Wir wollen nicht länger das Atomklo der Republik sein. 

Kein Tag vergeht ohne neue Hiobsbotschaften. Die rund 126.000 
Fässer mit schwach- und mittelradioaktiven Abfällen in der Asse 
drohen abzusaufen. Eine Zeugenbefragung im parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss hat ergeben, dass dreimal mehr Pluto-
nium in der Asse lagert, als bisher von den Verantwortlichen an-
gegeben. In tausenden Fässern lagern mindestens 28 kg anstatt 
9 kg. Trotz nicht enden wollender Störfälle in deutschen Atom-
kraftwerken verweigert das niedersächsische Umweltministeri-
um eine Überprüfung der Atomaufsicht durch die Internationa-
le-Atomenergie-Organisation.

Jetzt ist auch bewiesen, dass die Erkundungen in Gorleben 
unter der Ägide von CDU-Regierungen ohne wissenschaftliche 
Grundlagen begonnen und die Bevölkerung über Jahre be-
logen worden ist. Dennoch hält Ministerpräsident Christian 
Wulff am Endlagerstandort Gorleben fest. Niedersachsens 
Umweltminister Hans-Heinrich Sander (FDP) bietet sogar 
weitere Atommüllstandorte in Niedersachsen auf dem Ta-
blett an. Hier beweist sich, dass schwarz-gelb die richtige 
Kennzeichnung für Gefahrgut ist. Schwarz-Gelb steht für 
Atom. 

Der Anti-Atom-Treck nach Berlin war ein klares Zeichen 
gegen die Nutzung der Atomenergie und die ungeklärte Ent-

sorgung des strahlenden Mülls an die Politik in Berlin. Die Men-
schen wollen den Ausstieg aus Kernenergie und den Umstieg auf 

regenerative Energien.
Wir meinen, es reicht. Niedersachsen ist nicht Atommülldeponie der Republik. Am Atomausstieg darf 
nicht gerüttelt werden.

DIE INITIATOREN:   

Garrelt Duin, MdB, SPD; Rebecca Harms, MdEP, Bündnis 90/Die Grünen; Wolfgang Jüttner, MdL, SPD; 
Hartmut Meine, IG Metall; Brigitte Pothmer, MdB, Bündnis 90/Die Grünen; Siegfried Sauer, ver.di. 

gegen 
atomkraft



Analyse. Bis zu 12.000 Pädagogen fehlen
jährlich in der BRD. Das ist das Resultat einer
schlechten Lehrerausbildung und einer
Politik, die nur auf Schuldenfreiheit des
Bildungshaushaltes achtet.

VON ROMAN JAICH

Mit Beginn des neuen Schuljahres häu-
fen sich die Meldungen, nach denen
Deutschland ein erheblicher Lehrer-

mangel bevorsteht. Der deutsche Philologen-
verband geht davon aus, dass im beginnen-
den Schuljahr zirka 40.000 Lehrerinnen und
Lehrer fehlen, um den Bedarf an freiwerden-
den Lehrerstellen zu decken. Weitere Hinweise
kommen aus den Bundesländern: Beispiels-
weise werden der Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW) in Nordrhein-Westfa-
len zufolge zum Schuljahresbeginn über 2.000
Lehrerstellen vor allem an Gymnasien, Berufs-
kollegs und in der Sekundarstufe I nicht be-
setzt. Oder in Schleswig-Holstein, wo nach
Schätzung der GEW in den nächsten Jahren
im Durchschnitt 819 Stellen besetzt werden,
aber nur jährlich 420 Nachwuchslehrer aus ei-
genen Hochschulen zu erwarten sind.

Und selbst von den Kultusministern der
Länder wird der Lehrermangel als Problem an-
gesehen. Mit der Erklärung, die auf der Minis-
terkonferenz im März dieses Jahres in Stral-
sund verabschiedet wurde, haben sich die
Länder zum Wettbewerb im kooperativen Bil-
dungsföderalismus bekannt und sich darauf
verständigt, den Wettbewerb um Lehrerinnen
und Lehrer fair zu gestalten. In den gemeinsa-
men Leitlinien der Länder zur Deckung des
Lehrkräftebedarfs (Beschluss der Kultusminis-
terkonferenz vom 18. Juni 2009) haben sich
die Länder darauf verständigt, eine Modell-
rechnung „Lehrereinstellungsbedarf und -an-
gebot in der Bundesrepublik Deutschland,
Modellrechnung 2010–2020“ zu erarbeiten.
Sind dies Vorboten des erwarteten deutlichen
Lehrermangels der nächsten Jahre? 

Jahresbedarf: 12.000 Lehrer
Etwas Licht in das Dunkel bringt die Unter-

suchung des Essener Bildungsforschers Klaus
Klemm „Zur Entwicklung des Lehrerinnen- und
Lehrerbedarfs in Deutschland“ vom Juni 2009.
Dabei wird der Entwicklung der voraussichtli-
chen Schülerzahlen von 2007 bis 2020 die
Entwicklung des Lehrerbestandes im gleichen
Zeitraum gegenübergestellt. Danach nimmt
die Schülerzahl um 15,8 Prozent ab, der
Lehrerbestand aber um 59,1 Prozent. Wird der
Zeitraum bis 2015 in den Blick genommen, so
zeigt sich, dass jährlich 27.000 Lehrerinnen
und Lehrer eingestellt werden müssten, um
das bestehende Lehrer-Schüler-Verhältnis bei-
zubehalten.

Wird demgegenüber von der Annahme aus-
gegangen, dass die durch die demographisch
bedingte Reduktion der Schülerzahlen freiwer-
denden Mittel im Schulsystem zur Verbesse-
rung des Schulbetriebs verbleiben, wie auf
dem Bildungsgipfel im Herbst 2008 in Dresden
von Bund und Ländern beschlossen, ergibt
sich ein Einstellungsbedarf von jährlich zirka
38.000 Pädagogen.

Zu erwarten ist aber nur ein jährliches
Neuangebot von durchschnittlich 26.000 Per-
sonen für den Lehrerberuf. Je nach Bedarfs-

schätzung ergibt sich somit ein Defizit von
jährlich 1.000 bis 12.000 Lehrerinnen und
Lehrern. Zwar sind bei diesen Zahlenopera-
tionen einige Unwägbarkeiten enthalten: z.B.
wie hoch der Anteil der Lehramtsstudieren-
den ist, die nach ihrem Studium in den
Schuldienst gehen, das Alter bei Rentenein-
tritt oder die Umrechnung von Personen auf
Stellen. Unabhängig davon verdeutlichen die
Zahlen aber, dass tatsächlich der bestehende
Wettbewerb zwischen Bundesländern, aber
auch einzelnen Schulen, um Lehrerinnen und
Lehrer in Zukunft noch zunehmen wird. Aller-
dings trifft dies nicht auf alle Fächer zu.
Während in den sogenannten MINT-Fächern
(Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften
und Technik) der Bedarf noch größer sein
wird, ist er in den anderen Fächern wie z.B.
Sprachen eher geringer. 

Schlechtes Lehramtsstudium
Gerade der Lehrerinnen- und Lehrerbedarf

lässt sich relativ gut prognostizieren, wenn da-
von abstrahiert wird, dass es aufgrund politi-
scher Entscheidungen – beispielsweise dem
Ausbau der Ganztagsbetreuung oder Verände-
rungen der Klassenstärke – zu einem verän-
derten Bedarf kommt. Dass trotzdem eine
Mangelsituation entsteht, lässt sich mit Hilfe
des sogenannten Gefangenen-Dilemma-
Spiels beschrieben. Kern eines solchen analy-
tischen Modells ist immer eine Entscheidungs-
situation mit mindestens zwei Akteuren, die im
Wesentlichen zwei Möglichkeiten haben: Sie
können sich kooperativ oder egoistisch (meist
als „defektes Verhalten“ bezeichnet) verhalten. 

Übertragen auf den Lehrermangel bedeutet
dies, dass die Bundesländer als Akteure – die
ja einerseits die Entscheidungshoheit über die
Lehrerausbildung und andererseits über die
Lehrereinstellung haben – die Möglichkeit ha-
ben, sich kooperativ zu verhalten, das heißt,
Pädagogen in dem Umfang auszubilden, wie
es ihrem erwarteten Bedarf entspricht. Oder

sie können sich andererseits egoistisch verhal-
ten und zu wenig Lehrerinnen und Lehrer aus-
bilden und die fehlenden Lehrerinnen und Leh-
rer dann in einem anderen Bundesland „ein-
kaufen“. 

Der Diplomvolkswirt Klemens Himpele hat
im Jahre 2007 in seinem Gutachten „Bildungs-
finanzierung in Deutschland: Probleme und
Lösungsansätze“ im Auftrag der Fraktion Die
Linke im Bundestag genau diesen Ansatz ver-
folgt und kommt zu dem Ergebnis, dass es für
ein solches egoistisches Verhalten der Länder-
regierungen einige Anhaltspunkte gibt und die-
ses Verhalten seinen Ursprung in der föderalen
Verfassung des Bildungswesens in Deutsch-
land hat.

Verhalten sich die Länder 
„kooperativ“ oder „egoistisch“?

Das egoistische Verhalten der Länder zeigt
sich nicht daran, dass die Länder jungen Men-
schen nicht in ausreichender Zahl den Zugang
zum Lehramtsstudium ermöglichen. Vielmehr
ist es so, dass die Bedingungen für ein Lehr-
amtsstudium sich in den letzten Jahren gerade
im Vergleich zu den technischen und naturwis-
senschaftlichen Studiengängen deutlich ver-
schlechtert haben und sich deshalb nicht
genügend junge Menschen zu einem Lehr-
amtsstudium entschließen. 

Nicht umsonst sind daher die Lehramtsstu-
dierenden am unzufriedensten mit ihrer Situa-
tion, wie die Hochschulinformationssystem
GmbH (HIS), eine gemeinsame Einrichtung
von Bund und Ländern, in ihrem Studienqua-
litätsmonitor 2007 herausfand. So heißt es bei-
spielsweise in dem Bericht auf S. 72: „Weit
über die Hälfte der angehenden Ingenieurwis-
senschaftler (62 Prozent) sowie Studierende
der Fächergruppen Mathematik und Naturwis-
senschaften (61 Prozent), der Agrarwissen-
schaften (59 Prozent) wie auch Medizin (57
Prozent) sind mit dem Lehrangebot zufrieden.
Dagegen sind in den Studiengängen, die zum

Wenn Schulen buhlen

Eigentlich kann man den Lehrerbedarf relativ exakt berechnen. Trotzdem ist in den kommen-
den Jahren mit einem wachsenden Lehrermangel zu rechnen – vor allem auch in den naturwissen-
schaftlichen Fächern.
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